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Hierbei eine Beilage betr. Beſchreibung der unterm 6. Oktober 1906 ausgefertigten 


Reichskaſſenſcheine zu 10 Mark. 


Bekanntmachung der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden. 
957. In nächſter Zeit werden Reichskaſſen⸗ 
ſcheine zu 10 Mark ausgegeben werden, deren Be⸗ 
ſchreibung wir in der Anlage zur öffentlichen 
Kenntnis bringen. 
Berlin, den 7. November 1907. 
Reichs ſchuldenverwaltung. 
v. Bitier. 
958. Anſprache au die Bevölkerung 
über die Bedeutung und die Ausführung der 
Viehzählung am 2. Dezember 1907. 
Durch Bundesratsbeſchluß iſt die ſiebente 
allgemeine Viehzäylung im Deutſchen Reiche auf 
den 2. Dezember d. Js. feiigefeßt worden. Dieſe 
Zählung wird wiederum eine ſolche großen Um⸗ 
fanges ſein, ähnlich wie die des Jahres 1900. 

Folgende Viehgatiungen werden gezählt: 

1. die Pferde, und zwar geſondert nach⸗ 
ſtehende Altersklaſſen: a) die unter 1 Jahr 
alten Fohlen, d) die 1 bis noch nicht 
2 Jahre alten, e) die 2 bis noch nicht 
3 Jahre alten Pferde, d) die 3 bis noch 
nicht 4 Jahre alten Militärpferde, e) alle 
anderen 3 bis noch nicht 4 Jahre alten 
Pferde, f) die 4 Jahre alten und älteren 
Zuchthengſte, g) die 4 Jahre alten und 
älteren Pferde, die ausſchließlich oder vor⸗ 
zugsweiſe zu landwirtſchaftlicher Arbeit be⸗ 
nutzt werden, h) die 4 Jahre alten und 
älteren Militärpferde, i) alle anderen 4 Jahre 
alten und älteren Pferde. Außerdem muß 
angegeben werden, wieviele Fohlen in den 
letzten zwölf Monaten vor der Zählung in 
der Haushaltung überhaupt lebend geboren 
worden ſind, gleichviel ob noch vorhanden 
oder nicht. 
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2. die Maultiere und Mauleſel, 

8. die Eſel, 

4. das Rindvieh, und zwar mit folgenden 


Unterabteilungen: a) Kälber bis 6 Wochen 
alt, b) Kälber von 6 Wochen bis 3 Monate 
alt, e) Jungvieh über 3 Monate bis unter 
1 Jahr alt, d) 1 bis unter 2 Jahre altes 
zur Zeit auf Maſt geſtelltes Jungvieh, 
e) alles andere 1 bis unter 2 Jahre alte 
Jungvieh, f) 2 Jahre alte und ältere 
Bullen (Zuchtſtiere), g) 2 Jahre alte und 
ältere zur Zeit auf Maſt geſtellte Stiere 
und Ochſen, h) alle anderen 2 Jahre alten 
und älteren Stiere und Ochſen, i) 2 Jahre 
alte und ältere Milchkühe, k) alle anderen 
2 Jahre alten und älteren Kühe (auch 
Färſen und Kalbinnen). Ferner iſt anzu⸗ 
geben, wieviele Kälber in den letzten 12 
Monaten vor der Zählung in der Haus⸗ 
haltung überhaupt lebend geboren worden 
find, glelcholel ob noch vorhanden oder nicht; 


„die Schafe, und zwar: a) unter 1 Jahr 


alte Schafe (auch Lämmer), b) 1 Jahr alte 
und ältere Böcke, c) 1 Jahr alte und ältere 
Mutterſchafe (Zibben), ) 1 Jahr alte und 
ältere Hammel (Schöpſe); 


„die Schweine, und zwar: a) unter 


½ Jahr alte Schweine, einſchließlich Ferkel, 
b) ½ bis noch nicht 1 Jahr alte Schweine, 
e) 1 Jahr alte und ältere Zuchteber, 
d) 1 Jahr alte und ältere Zuchtſäue, 
e) alle anderen 1 Jahr alten und älteren 
Schweine; 


die Ziegen, und zwar a) unter 1 Jahr 


alte Ziegen (auch Lämmer), b) 1 Jahr 
alte und ältere Böcke, e) 1 Jahr alte 
und ältere Ziegen (Gaißen); 
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8. das Federvieh und zwar a) Gänſe, 
b) Enten, c) Hühner, d) Truthühner 
(Puten, Kalekuten, Kurren); 

9. die Bienenſtöcke, unterſchieden nach ſolchen 
mit beweglichen und ſolchen mit unbeweg⸗ 
lichen Waben. 

Auf die genaueſte Beantwortung der Fragen 
nach den Unterabteilungen der einzelnen Vieh⸗ 
galtungen muß beſondere Sorgfalt verwendet werden, 
da nur hierdurch eine ausreichende Kenntnis der 
Zuſammenſetzung und der vor⸗ oder rückwärts 
ſchreitenden Entwickelung des Viehſtandes gewonnen 
werden kann. Dieſe Kenntnis iſt für viele wirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke, jo u. a. für alle Maßnahmen zur 
Förderung der Viehzucht, unentbehrlich, die Angabe 
der Geſamtzahl für die einzelnen Viehgattungen 
genügt zu derartigen Zwecken niemals. 

Mit der Viehzählung wird ferner, ähnlich wie 
es im Jahre 1904 zum erſten Male geſchehen iſt, 
eine Ermütelung der ſogenannten Hausſchlachtungen 
verbunden, d. h. derjenigen Schlachtungen, bei denen 
gemäß den beſtehenden Vorſchriften eine Schlacht⸗ 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau nicht vorzunehmen war. 
Die Zählung erſtreckt ſich auf alle derartigen Schlach⸗ 
tungen, die während der Zeit vom 1. Dezember 
1906 bis zum 30. November 1907 vorgekommen 
ſind; gezählt werden nur die Schlachtungen von 
Nindern (mit 5 Unterabteilungen), Schafen, Schweinen 
und Ziegen. 

Die Zählung wird mittelſt einer beſonderen 
(blauen) Zählkarte bewirkt. Es iſt ſtreng darauf 
zu achten, daß in dieſe Karte lediglich die vor⸗ 
erwähnten Haus ſchlachtungen eingetragen werden, 
da alle anderen Schlachtungen, die der amtlichen 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau unterliegen, bereits 
regelmäßig vierteljährlich und jährlich nachgewieſen 
werden. Demzufolge dürfen in Gemeinden, in denen 
Schlachthauszwang beſteht, blaue Zählkarten über⸗ 
haupt nicht oder höchſtens für einzelne Abbauten, 
die vom Schlachthauszwange etwa ausgenommen 
ſind, ausgefüllt werden. 

Die wichtigſte Neuerung gegenüber allen früheren 
Zählungen iſt aber bei der Viehzählung ſowohl wie 
bei der Schlachtungszählung die Aenderung des 
Erhebungsverfahrens; es wird nämlich nicht wie 
bisher nach Gehöften, ſondern nach Haushaltungen 
ge zählt, ähnlich wie es bei der Volkszählung ge⸗ 
ſchieht. Es hat alſo jeder Haushaltungsvorſtand 
(oder ſein Stellvertreter) das bei ihm ſtehende Vieh 
einzutragen, ebenſd die Schlachtungen, die bei ihm 
vorgekommen ſind, letzteres auch in dem Falle, wenn 
kein Vieh bei ihm ſteht oder während der letzten 
12 Monate geſtanden hat. Dabei iſt gleich⸗ 
gültig ober Eigentümer des lebenden oder 
geſchlaͤchteten Viehes iſt. Wenn alſo ein Vieh⸗ 
beſitzer ſein Vieh bei einem Nachbar eingeſtellt hat, 
ſo hat der Nachbar, nicht der Eigentümer die Zähl⸗ 


karte auszuflillen. Ebenſo ift es bei den Schlach⸗ 
tungen: wer nicht auf dem Gehöfte, in dem er 
wohnt oder in dem dazu gehörigen Hofraume, 
Stall uſw. geſchlachtet, ſondern die Schlachtung 
an anderer Stelle hat vornehmen laſſen, darf 
die blaue Zählkarte nicht ausfüllen; das hat viel⸗ 
mehr derjenige zu beſorgen, in deſſen Wohnung (Hof, 
Stall uſw.) geſchlachtet worden iſt. Wer dagegen 
einen Schlächter in ſeine eigene Wohnung hat 
kommen laſſen, um dort zu ſchlachten, muß die 
blaue Karte ſelbſt ausfüllen und darf die Aus⸗ 
füllung nicht dem Schlächter übertragen. 

Die Erreichung des bedeutſamen Zweckes beider 
Zählungen hängt zum großen Teile von der Mit⸗ 
hilfe der Bevölkerung ab. An dieſe wird daher die 
dringende Bitte gerichtet, das Zählgeſchäft durch 
bereitwilliges Entgegenkommen den Zählern, Orts⸗ 
behörden uſw. gegenüber zu erleichtern. Wenn 
auch die Zählkarten in erſter Linie von den Haus⸗ 
haltungsdorſtänden oder deren Stellvertretern ſelbſt 
auszufüllen ſind, ſo bedarf es doch außerdem einer 
großen Zahl freiwilliger Zähler, die bei der Aus⸗ 
übung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit die Eigen⸗ 
ſchaft von öffentlichen Beamten beſitzen. Es 
ſteht zu erwarten, daß wie bei früheren Zählungen 
ſo auch diesmal ſich in genügender Zahl Männer 
finden werden, die bereit ſind, dieſes Ehrenamt zu 
übernehmen; ſie würden damit dem allgemeinen 
n Intereſſe einen weſentlichen Dienſt 
eiſten. 

Endlich iſt noch in geeigneter Weiſe, namentlich 
durch Beſprechung in den Gemeindeberſammlungen 
und in den Schulen, ſowie durch die amtlichen 
Blätter und die Tagespreſſe — welch' letztere ſich 
durch Abdruck dieſer Anſprache oder durch Ver⸗ 
breitung einer ſonſtigen entſprechenden Belehrung 
ihrer Leſer ein großes Verdienſt erwerben würde — 
der Zweck der bevorſtehenden Zählung zur möglichſt 
allgemeinen Kenntnis zu bringen. Namentlich 
würde darauf hinzuweiſen fein, daß die in den 
Zählkarten enthaltenen Angaben lediglich zur För⸗ 
derung wiſſenſchaftlicher und gemeinnütziger Zwecke, 
in keinem Falle etwa zu Steuerzwecken 
dienen. Die Veröffentlichung der Ergebniſſe wird 
ſo gehalten werden, daß die Angaben des einzelnen 
Haushaltungsvorſtandes darin in keinem Falle mehr 
erkennbar ſind. 

Die Aufbereitung der Ergebniſſe der Zählung 
iſt für das Königreich Preußen und die Fürſten⸗ 
tümer Waldeck und Pyrmont dem Königlichen 
Statiſtiſchen Landesamte in Berlin SW. 68, Linden⸗ 
ſtraße 28 übertragen worden. Dieſe Behörde wird 
zur Behebung etwa auftauchender Zweifel bezüglich 
Einzelheiten der Zählung auf jede an ſie gerichtete 
Anfrage bereitwilligſt Auskunft erteilen. 

Berlin, im Oktober 1907. 

Königlich Preußiſches Statiſtiſches Landesamt. 
In Vertretung: Evert, Oberregierungsrat. 
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Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten zu Potsdam. 

959. Polizeiverorduung 

betreffend die Einrichtung und den Betrieb 

von Dampffäſſern. 

Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (G. S. S. 195) ſowie der 88 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G. S. S. 265) wird für den 
Umfang der Provinz Brandenburg mit Ausnahme 
der Stadtkreiſe Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf 
und Wilmersdorf mit Zuſtimmung des Provinztal⸗ 
rats hierdurch verordnet. was folgt: 

Geltungsbereich der Polizeiverordnung. 

§ 1. I. Dampffäſſer im Sinne dieſer Polizei⸗ 
verordnung ſind Gefäße, deren Beſchickung der 
mitielbaren oder unmittelbaren Einwirkung von 
anderweit erzeugtem, geſpanntem Waſſerdampf oder 
von geſpannten Gaſen oder Dämpfen, die im Bes 
ſchickungsraum infolge chemiſcher Vorgänge oder 
durch Erhitzung entſtehen, ausgeſetzt iſt, ſofern im 
Beſchickungsraum oder in den ihn umgebenden 
Hohlwandungen ein höherer als der atmoſphäriſche 
Druck herrſcht. 

II. Unter Atmoſphärendruck wird der Druck 
von einem Kilogramm auf das Quadratzentimeter 
verſtanden. 

8 2. Von dem Geltungsbereich dieſer Polizei⸗ 
verordnung ſind nach Maßgabe der nachſtehenden 
Beſtimmungen ausgenommen: 

1. Dampfdruckgefäße, in denen Waſſerdampf von 
höherer als atmoſphäriſcher Spannung zum 
Zweck der Verwendung außerhalb des Gefäßes 
erzeugt wird (Dampfkeſſel); 

Gefäße, deren Beſchickung aus Gaſen oder 

Dämpfen beſteht (z. B. Dampfüberhitzer, 

Trocken⸗ und Schlichtzylinder uſw); 

Offene Kochgefäßſe mit Dampfmantel, deren 

Beſchickung nicht flüſſig iſt; 

4. Waſſervorwärmer, ſowie Heizkeſſel und Heiz⸗ 
körper der Heizungen; 

5. Dampffäſſer unter 50 Liter Inhalt und ſolche, 
bei denen das Produkt aus dem Inhalt des 
Beſchickungsraums in Litern und der in ihm 
zu erzeugenden Betriebsſpannung weniger als 
300 beträgt; bei offenen doppelwandigen Koch⸗ 
gefäßen iſt der Inhalt und der Beiriebsdruck 
des Dampfraumes maßgebend; 

6. Dampffäſſer, die mit der Atmoſphäre durch ein 
offenes, nicht verſchließbares Rohr oder durch 
ein Standrohr mit Waſſer⸗ oder Queckſilber⸗ 
füllung in Verbindung ſtehen, ſodaß die 
Spannung im Beſchickungsraum oder — bei 
offenen Kochgefäßen — im Dampfmantel 
½ Atmoſphäre Ueberdruck nicht überſteigt. 
Dampffäſſer dieſer Art ſind jedoch einer Ab⸗ 
nahmeprüfung im Betriebe zu unterziehen, 
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wobei feſtzuſtellen iſt, ob die angegebene 
Spannung nicht überſchritten werden kann. 
Prüfung der Dampffäſſer. 

§ 3. Die Beſitzer der unter dieſe Polizei⸗ 
verordnung fallenden Dampffäſſer ſind verpflichtet, 
eine erſtmalige Prüfung neu anzulegender oder 
weſentlich veränderter Dampffäſſer (§ 10), ſowie 
regelmäßige amtliche Prüfungen ihrer Anlagen durch 
behördlich anerkannte Sachverſtändige herbeizuführen, 
die hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen 
bereit zu ſtellen und die Koſten der Prüfungen zu tragen. 

8 4. I. Die auf Grund dieſer Polizeiverordnung 
auszuführenden Prüfungen erfolgen vorbehaltlich be⸗ 
ſonderer Beſtimmungen des Miniſters für Handel 
und Gemerne: 

1 In Anlagen, in denen die Prüfung der Dampf⸗ 
keſſel den Gewerbeaufſichtsbeamten obliegt, 
durch dieſe Beamte. 

2. In Anlagen, deren Beſitzer Mitglieder von 
Dampfkeſſel⸗Ueberwachungsvereinen ſind, die 
den Nachweis führen, daß ſie die Prüfungen 
mindeſtens in dem durch die 88 10, 11, 16 
und 18 vorgeſchriebenen Umfange von an⸗ 
erkannten Sachverſtändigen ausführen laſſen, 
durch letztere in dem durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe feſtgeſetzten Vereinsgebiet. 

3. Sofern einzelnen Beſitzern die Ueberwachung 
der eigenen Anlagen oder Berufsgenoſſenſchaften 
die Ueberwachung der Anlagen ihrer Mitglieder 
auf ihren Antrag übertragen wird, durch die 
hierfür anzuerkennenden Sachverſtändigen, wobei 
vorbehalten bleibt, in ſolchen Fällen, in welchen 
ſich die Eigenüberwachung nur auf eine geringe 
Zahl von Dampffäſſern, insbeſondere auf Auto⸗ 
klaven erſtreckt, die nach den 88 10, 11 Abſ. II 
und 12 auszuführenden Prüfungen den in 
Ziffer 1 dieſes Paragraphen bezeichneten Be⸗ 
amten zu übertragen. 

4. Im übrigen durch ſtaatlicherſeits hierzu er⸗ 
mächtigte Ingenieure der Dampfkeſſel⸗Ueber⸗ 
wachungsvereine in den durch den Miniſter 
für Handel und Gewerbe feſtgeſetzten Vereins⸗ 
gebieten im ſtaatlichen Auftrage. 

II. Die Anerkennung uad Ermächtigung der 
mit der Vornahme der vorgeſchriebenen Prüfungen 
(ſ. 88 2, 10, 11, 16 und 18) beauftragten Sach⸗ 
verſtändigen erfolgt durch den Regierungspräſidenten 
auf Widerruf. Er nimmt ihnen gegenüber die 
Rechte der Aufſichtsbehärde wahr. 

Bau und Ausrüſtung der Dampffäſſer. 

§ 5. J. Die Wandungen und ſonſtigen Beſtand⸗ 
teile neu anzulegender Dampffäſſer, die unter dieſe 
Polizeiverordnung fallen, müſſen den für Dampf⸗ 
keſſel geltenden anerkannten Regeln der Technik mit 
der Maßgabe entſprechen, daß als Bauſtoff für die 
Wandungen und Einzelteile Holz und Gußeiſen nur 
da verwendet werden dürfen, wo der Betrieb es 
unbedingt erfordert. 
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II. Umlegbare Verſchlußſchrauben, in Schlitze 
eingelegte Schrauben und Klammerverſchlüſſe müſſen 
gegen Abrutſchen geſichert ſein. Eingelegte einſeitige 
Hakenſchrauben ſind nicht zuläſſig. 

III. Gefäße mit geſchloſſenem Beſchickungsraum 
ſind bei einem lichten Durchmeſſer über 800 mm 
beſteigbar einzurichten. Ovale Mannlochverſchlüſſe 
ſollen in der Regel 300 mal 400 mm, runde 
400 mm weit ſein. 

§ 6. Die unter dieſe Polizelverordnung fallenden 
Dampffäſſer find mit Vorrichtungen zu verſehen, 
die geſtatten, jedes einzelne für ſich von der Dampf⸗ 
leitung abzufperren. 

87. 1. Die unter dieſe Polizeiverordnung 
fallenden Dampffäſſer müſſen mit einem zuverläſſigen 
Sicherheitsventil und Manometer verſehen ſein. 
An letzterem iſt die feſtgeſetzte höchſte Betriebsſpannung 
durch eine Marke zu bezeichnen. 

II. Sofern ein Manometer wegen der Eigenart 
des Betriebes leicht unbrauchbar wird, kann es mit 
Zuſtimmung des für die regelmäßige Ueberwachung 
zuſtändigen Sachverſtändigen durch ein Thermometer, 
an dem die höchſte zuläſſige Temperatur durch eine 
in die Augen fallende Marke zu bezeichnen iſt, er⸗ 
ſetzt werden. 

III. Bei Dampffäſſern, deren Beſchickung in⸗ 
folge chemiſcher Vorgänge im Beſchickungsraum und 
anderweit zugeführter Wärme einem Ueberdruck von 
mehr als 15 Atmoſphären unterliegt (Autoklaven) 
und bei Zellſtoffkochern kann von dem Sicherheits⸗ 
ventil abgeſehen werden, wenn deſſen dauernde 
Dichtung erfahrungsgemäß nicht durchführbar iſt. 
An Stelle deſſen iſt ein Thermometer anzubringen. 
In ſolchen Fällen darf jedoch das Manometer nicht 
auch durch ein Thermometer erſetzt werden. Iſt 
zu befürchten, daß das Thermometer nicht zu⸗ 
verläſſig anzeigt, ſo find zur gegenſeitigen Kontrolle 
zwei Manometer anzubringen. Jedes hiernach nicht 
mit Sicherheitsventil auszurüſtende Dampffaß muß 
mit einer von Hand ſtellbaren Ablaßvorrichtung für 
Gaſe und Dämpfe verſehen ſein. 

IV. Sicherheitsventil und Manometer ſind an 
einer ſolchen Stelle anzubringen, daß ſie durch den 
Inhalt des Dampffaſſes nicht ungangbar gemacht 
werden. Ihre Einſchaltung in die Dampfleitung, 
jedoch in unmittelbarer Nähe des Dampffaſſes und 
derart, daß ſie vom Dampffaßwärter beobachtet 
und nicht durch das Abſperrventil ausgeſchaltet werden 
können, iſt geſtattet, wenn die Art des Betriebes die 
Anbringung auf dem Dampffaß nicht zuläßt. Werden 
mehrere ſolche Dampffäſſer mit gleichem Betriebs⸗ 
druck an dieſelbe Dampfleitung angeſchloſſen, ſo 
genügt die Anbringung eines Sticherheitsventils und 
eines Manometers in der gemeinſchaftlichen Leitung 
vor den Dampffäſſern, wenn das Sicherheits ventil 
ſo beſchaffen iſt, daß die für die Dampffäſſer feſt⸗ 
geſetzte Dampfſpannung höchſtens nm ein Zehntel 
ihres Betrages überſchritten werden kann. 


V. Dampffäſſer, deren Wandſtärken dem Betriebs» 
druck des zugehörigen Druckerzeugers entſorechen, 
bedürfen keines beſonderen Sicherheitsventils und 
Manometers, wenn der Druckerzeuger mit den ent⸗ 
ſprechenden Sicherheitsvorrichtungen ausgerüſtet iſt. 

VI. Dampffäſſer, die für einen Betriebsdruck 
gebaut ſind, der mehr als zwei Atmoſphären geringer 
iſt als der des Druckerzeugers, müſſen in der Dampf⸗ 
zuleitung ein Druckverminderungsventil erhalten. 
Dleſes iſt durch den Sachverſtändigen ſo einzuſtellen 
daß der Druck im Dampffaß dauernd nicht über den 
genehmigten ſteigen kann. Im Bedarffall kann das 
Ventil um die Hälfte der Differenz zwiſchen dem 
Betriebs⸗ und dem Probedruck des Dampffaſſes, 
jedoch höchſtens bis zu zwei Atmoſphären höher als 
der Betriebsdruck des Dampffaſſes eingeſtellt werden. 
Dampffäſſer, die mittelbar durch Dampf geheizt 
werden, bedürfen keines Druckoberminderungsventils, 
wenn auf dem Dampffaß ein zuverläſſiges Sicher⸗ 
heitspentil angebracht wird, das ſo beſchaffen iſt, 
daß die zuläſſige Dampfſpannung höchſtens um ein 
Zehntel ihres Betrages überſchritten werden kann. 

VII. Für Stcherheitsventile auf Dampffäſſern 
iſt ein Abzugsrohr anzuordnen, wenn durch das Ab⸗ 
blaſen des Ventils Gefahren für die in der Nähe 
beſchäftigten Perſonen entſtehen können. 

VIII. An jedem zu öffnenden Dampffaß muß 
ſich eine Vorrichtung befinden, die mit Sicherheit 
erkennen läßt, ob noch Druck im Dampffaß vorhanden 
iſt. Ein Manometer genügt hierzu nicht. 

8 8. Die unter dieſe Polizeiverordnung fallenden 
Dampffäſſer müſſen mit einer Einrichtung (Kontroll⸗ 
flanſch) verſehen ſein, welche die Anbringung des 
amtlichen Kontrollmanometers ermöglicht. Bei Auto⸗ 
Haven kann hiervon abgeſehen werden, wenn für die 
Druckproben ein Manometer mit entſprechend weit⸗ 
gehender Teilung vorrätig gehalten wird, das für 
Betriebszwecke nicht benutzt wird. 

§ 9. J. An jedem unter dieſe Polizeiverordnung 
fallenden Dampffaß muß der Inhalt des Beſchickungs⸗ 
raumes — bei offenen, doppelwandigen Kochgefäßen 
des Dampfmantels — in Litern, die Firma und der 
Wohnort des Verfertigers, die laufende Fabriknummer 
und das Jahr der Herſiellung ſowie der gemäß 8 10 
Abſ. V feſtgeſetzte vöchne Betriebsdruck in Atmo⸗ 
ſphären Ueberdruck des Beſchickungsraumes — bei 
mittelbarer Heizung durch einen Dampfmantel auch 
des Dampfraumes — auf leicht erkennbare und 
dauerhafte Weiſe angegeben ſein. 

II. Die Angaben ſind auf einem Schilde (Fabrik⸗ 
ſchild) anzubringen, das mit verſenkt vernieteten Stift⸗ 
ſchrauben ſo am Dampffaß zu befeſtigen iſt, daß es 
auch nach deſſen Ummantelung oder Ummauerung 
ſichtbar bleibt. Bei dünnwandigen Dampffäſſern 
kann das Schild auch mit Zinntropfen ſo befeſtigt 
werden, daß letztere je zur Hälfte auf dem Schilde 
und dem Dampffaß ſitzen. ’ 
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Anlegung und Inbetriebſetzung von 
Dampffäſſern. 

8. 10. I. Von der beabſichtigten Anlegung 
eines unter dieſe Polizeiverordnung fallenden Dampf⸗ 
faſſes iſt dem für die regelmäßige Ueberwachung 
des Dampffaſſes zuſtändigen Sachverſtändigen (§ 4) 
von dem Betriebsunternehmer Anzeige zu erſtatten. 
Eine gleiche Anzeige iſt erforderlich, wenn Dampf⸗ 
fäſſer eine weſentliche Aenderung der Bauart, der 
Größe oder eine Erhöhung des Betriebsdruckes 
erfahren ſollen. Mit der Anzeige ſind drei Be⸗ 
ſchreibungen nach dem dieſer Polizeiverordnung bei⸗ 
gefügten Muſter und drei maßſtäbliche Zeichnungen 
des Dampffaſſes, aus welchen die Beſchaffenheit der 
Verſchlußvorrichtungen und alle zur rechneriſchen 
Prüfung des Dampffaſſes und ſeiner Verhältniſſe 
erforderlichen Angaben zu erſehen ſein müſſen, unter 
Bezeichnung des Aufſtellungsortes vorzulegen. Zur 
Anlegung mehrerer Dampffäſſer gleicher Bau⸗ und 
Betriebsart genügt die Ausfertigung der Vorlagen 
für eines der Dampffäſſer, wenn in der Beſchreibung 
die Nummern der zugehörigen Dampffäſſer angegeben 
werden. 

II. Den Anzeigen für die Aufſtellung alt an⸗ 
gekaufter, bereits anderweit in Betrieb geweſener 
Dampffäſſer iſt ein vollßändiger Nachweis über den 
Erbauer, die frühere Betriebsſtätte und den früheren 
Beiriebsdruck, ferner über die Zeit, während welcher 
das Dampffaß überhaupt ſchon betrieben iſt, und 
über die Gründe beizufügen, welche dazu geführt 


haben, das Dampffaß außer Betrieb zu ſetzen. [ER 


Dampffäſſer, für welche dieſer Nachweis nicht erbracht 
wird, ferner gußeiſerne und ſolche Dampffäſſer, die 
nicht durch Befahren des Innern genau unterſucht 
werden können, ſind von der Wiederverwendung 
auszuſchließen. 

III. Falls die Prüfung der Bauart und die 
Waſſerdruckprobe (8 11 Abſ. 1) — oder bei alt 
angekauften Dampffäſſern die innere Unterſuchung 
8 11 Abſ. II) — bereits ſtattgefunden hat, fo find 
die Beſcheinigungen darüber der Anzeige beizufügen. 

IV. Der Sachverſtändige hat die Vorlagen gemäß 
den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung zu prüfen. 
Er hat hiernach und nach Maßgabe des Ergebniſſes 
der Prüfung der Bauart, der Druckprobe und der 
inneren Unterſuchung (8 11 Abſ. II) den zuläſſigen 
höchſten Betriebsdruck des Dampffaſſes feſtzuſetzen. 
Die Vorlagen find von dem Sachoerſtändigen mit 
Prüfungsvermerk zu verſehen. 

11. 1. Jedes unter dieſe Polizeiverordnung 
fallende Dampffaß iſt vor feiner erſten Inbetrlebſetzung, 


nach weſentlichen Aenderungen feiner Bauart oder 


Größe, ſowie vor einer beabſichtigten Erhöhung des 
Betriebsdruckes von einem der im § 4 bezeichneten 
Sachverſtändigen der Prüfung der Bauart und der 
Waſſerdruckprobe und von dem gemäß § 4 zuſtändigen 
lan der Abnahmeprüfung zu unters 
ziehen. 


Die im $2 Ziffer 6 bezeichneten Gefäße unters 
liegen vor der Inbetriebſetzung nur der letzteren Prüfung · 

II. Bei alt angekauften, bereits anderweit im 
Betrieb geweſenen Dampffäſſern, ſowie ſolchen, zu 
denen Teile alter Dampffäſſer benutzt ſind, iſt außerdem 
eine innere Unterſuchung mit genauer Ermittelung 
der Beſchaffenheit des verwendeten Bauſtoffs und 
der Wandſtärken (durch Anbohren und dergl.) vor⸗ 
zunehmen. Dieſe Prüfung iſt bis auf die im 8 4 
Abſ. II Ziffer 3 vorgeſehenen Fälle der Eigenüber⸗ 
wachung einer geringeren Zahl von Dampffäſſern, 
insbeſondere Autoklaben, von dem gemäß § 4 zus 
ſtändigen Sachverſtändigen auszuführen. 

III. Die Waſſerdruckprobe, mit welcher die 
Prüfung der Bauart in der Regel zu verbinden iſt, 
erfolgt nach der letzten Zuſammenſetzung, jedoch vor 
der Einmauerung oder Ummantelung des Dampf: 
faſſeg. Sie kann vor der Anmeldung des Dampf⸗ 
faſſes ($ 10 Abſ. J) ausgeführt werden. Dampf⸗ 
fäſſer, die bereits anderwärts innerhalb des Deutſchen 
Reichs von einem zur Ausführung amtlicher Prüfun⸗ 
gen von Dampffäſſern befugten Sachverſtändigen 
nach den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung ge⸗ 
prüft und demnächſt im ganzen nach ihrem Auf⸗ 
ſtellungsorte geſchafft worden ſind, unterliegen einer 
nochmaligen Prüfung der Bauart und Waſſerdruck⸗ 
probe am Aufſtellungsort nur dann, wenn ſeit Vor⸗ 
nahme der Prüfung mehr als ein Jahr verfloſſen 
iſt, oder wenn das Dampffaß eine Beſchädigung beim 
Transport erlitten hat, die eine Wiederholung der 
rüfung geboten erſcheinen läßt. 

IV. Die Ausführung der Waſſerdruckprobe 
richtet ſich nach den für Dampfkeſſel gültigen Vor⸗ 
ſchriften. Autoklaven, die ohne Sicherheitsventil 
betrieben werden ſollen (§ 7 Abſ. III), find mit dem 
zweifachen Betrage des zuläſſigen höchſten Betriebs⸗ 
drucks zu prüfen. Bei Dampffäſſern, deren Wan⸗ 
dungen regelmäßig oder zeitweilig wechſelnden, ver⸗ 
ſchieden hohen Beanſpruchungen unterworfen find, ift 
die höchſte jeweilig im Dampffaß auftretende Spannung 
für die Höhe des Probedrucks maßgebend. 

V. Nachdem die Prüfung der Bauart und der 
Waſſerdruckprobe mit befriedigendem Erfolge ſtatt⸗ 
gefunden hat, find von dem Sachverſtändigen die 
Niete des Fabrikſchildes oder die zur Befeſtigung 
dienenden Zinntropfen (§ 9 Abſ. II) mit einem 
Stempel zu verſehen. Diefer iſt in dem Prüfungs⸗ 
zeugnis abzudrucken. Ueber die Prüfung der Bauart 
und Waſſerdruckprobe iſt von dem Sachverſtändigen 
elne Beſcheinigung nach dem anliegenden Muſter 
auszuſtellen. 

§ 12. Die Abnahmeprüfung erfolgt am Bes 
nutzungsorte. Mit der Abnahme iſt eine Einſtellung 
etwa vorhandener zum Dampffaß gehöriger Sicher» 
heits⸗ und Druckverminderungsventile zu verbinden. 
Ueber die Abnahmeprüfung iſt von dem Sachver⸗ 
ſtändigen eine Beſcheinigung nach dem anliegenden 
Muſter auszuſtellen. 
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$ 13. 1. Sofern die gemäß 88 10, 11 und 
12 vorgenommenen Prüfungen zu Beanſtandungen 
keinen Anlaß geben, darf das Dampffaß ohne weiteres 
in Betrieb genommen werden. 

II. Alle Beſcheinigungen ſind von dem Sach⸗ 
verſtändigen, der die Abnahme bewirkt hat, mit der 
Beſchreibung und Zeichnung des Dampffaſſes zu 
verbinden, einem Reviſionsbuche (§ 17) vorzuheften 
und dem Beſitzer auszuhändigen. 

III. Das zweite Exemplar der Beſchreibung 
und Zeichnung iſt mit einer Abſchrift der Beſcheini⸗ 
gungen von dem Sachverſtändigen der Ortspolizei⸗ 
behörde zu überſenden, während das dritte Exemplar 
der Vorlagen bei den Akten des Sachverſtändigen 
verbleibt. 


Betrieb und techniſche Unterſuchungen 

der Dampffäſſer. 

$ 14. Die Betriebsunternehmer der unter dieſe 
Polizeiverordnung fallenden Dampffäſſer oder ihre 
mit der Leitung des Betriebes beauftragten Stell. 
vertreter, ſowie die mit der Wartung der Dampf⸗ 
fäſſer beauftragten Arbeiter ſind verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Dampffäſſer, ihre Ver⸗ 
ſchraubungen und Sicherheits vorrichtungen während 
des Betriebes beſtimmungsgemäß benutzt und Dampf⸗ 
fäſſer, die ſich nicht in gefahrloſem Zuſtande befinden, 
nicht in Betrieb genommen oder außer Betrieb geſetzt 
werden. 

8 15. J. Jedes unter dieſe Poltzeiverordnung 
fallende, zum Betrieb aufgeſtellte Dampffaß, es mag 
unausgeſetzt oder nur in beſtimmten Zeitabſchnitten 
oder unter gewiſſen Vorausſetzungen betrieben werden, 
en lälgen techniſchen Unterſuchungen zu unter⸗ 
ziehen. 

II. Dleſer Vorſchrift unterliegen überwachungs⸗ 
pflichtige Dampffäſſer nur dann nicht, wenn der 
Betrieb gänzlich eingeſtellt und dem zuſtändigen 
ee eine ſchriftliche Anzeige erſtattet 
wird. 


III. Von der Außerbetriebftellung hat der zu⸗ 
ſtändige Sachverſtändige (8 4) der Ortspolizeibehörde 
Mitteilung zu machen; dieſe hat darüber zu wachen, 
daß vor erneuter Anmeldung und Prüfung (88 10 
bis 12) der Betrieb nicht wieder aufgenommen wird. 

5 16. J. Die regelmäßige Unterſuchung der 
Dampffäſſer iſt eine innere und eine Prüfung durch 
Waſſerdruck. 

II. Die regelmäßige innere Unterſuchung iſt 
alle vier Jahre, die Waſſerdruckprobe alle acht Jahre 
vorzunehmen, dann aber mit der inneren Unter⸗ 
ſuchung, wenn möglich, zu verbinden. 

DT. Die innere Unterſuchung kann nach dem 
Ermeſſen des Prüfers durch eine Waſſerdruckprobe 
ergänzt werden. Sie iſt ſtets durch eine ſolche zu 
ergänzen oder zu erſetzen bei Dampffäſſern, die ihrer 
an halber nicht im Innern beſichtigt werden 

nnen. 


IV. Zur Ausführung der Prüfungen iſt der 
Betrieb einzuſtellen und das gehörig gereinigte 
Dampffaß zu der mit dem Sachverſtändigen zu ver⸗ 
einbarenden Zeit bereit zu ſtellen. Einmauerungen 
oder Ummantelungen ſind bei den Prüfungen ſo 
weit zu entfernen, wie es der Sachverſtändige (8 4) 
für erforderlich hält. 

V. Von einer bevorſtehenden inneren Unter⸗ 
ſuchung oder Druckprobe iſt der Beſitzer mindeſtens 
vier Wochen vorher zu benachrichtigen. Die Unter⸗ 
ſuchungsfriſten laufen vom Tage der erſten Prüfung 
($ 12) ab. Ihre Ueberſchreitung iſt nur ausnahms⸗ 
weiſe und nicht über einen Zeitraum von zwei 
Monaten zuläſſig. Die regelmäßigen Prüfungs⸗ 
friſten dürfen durch ſolche Ueberſchreitungen nicht 
verlängert werden. Bei Anlagen, deren Betrieb 
nur zu gewiſſen Zeiten im Jahre unterbrochen 
werden kann (Kampagne ⸗Saiſonbetriebe), iſt die 
Unterſuchung in dieſe Zeit zu legen. 1 

VI. Für die Höhe des bei Druckproben an⸗ 
zuwendenden Probedrucks gelten die gleichen Vor⸗ 
ſchriften wie für die regelmäßigen Drurfproben der 
Dampfkeſſel. Dampffäſſer, die gemäß § 7 Abſ. V 
ohne Sicherheitsvorrichtungen betrieben werden, find 
nach Maßgabe des Dampfdrucks des Druckerzeugers 
zu prüfen, und zwar auch dann, wenn der Betrlebs⸗ 
druck des Dampffaſſes in der Regel durch Droſſe⸗ 
lung des Dampfes niedriger gehalten wird. Zu⸗ 
gleich mit den Unterſuchungen ſind die durch den 
Gebrauch eingetretenen Abnutzungen des Dampf: 
faſſes feſtzuſtellen. Mit Waſſerdruckproben ift eine 
Prüfung der Sicherheitsventile und der Manometer 
zu verbinden, wenn ihre Anbringung es zuläßt. 

VD. Autoklaven ($ 7 Abſ. III) find nach je 
60 Chargen, mindeſtens aber nach Ablauf von je 
vier Monaten innerlich zu beſichtigen. Ihre regel⸗ 
mäßige Druckprobe iſt mit dem zweifachen Betrage 
des zuläſſigen höchſten Betriebsdrucks auszuführen. 
Bei Autoklaven mit Innenverkleidung (Innenmantel) 
iſt dieſer bei der Druckprobe zu entfernen. Wird 
gelegentlich der Erneuerung des Schutzmantels eine 
Druckprobe vorgenommen, ſo rechnet die Friſt der 
nächſtfälligen Druckprobe von dieſem Zeitpunkte an. 

VIII. Zellſtoffkocher mit innerem Schutzmantel 
ſind bei jeder Entfernung des Mantels oder des 
größeren Teiles desſelben der Druckprobe zu unter⸗ 
werfen. Dieſe Kocher find jedoch längſtens in 
Zwiſchenräumen von vier Wochen durch einen von 
ber Fabrikletitung vorzuſchlagenden geeigneten Werks⸗ 
beamten darauf zu unterſuchen, ob Undichtigkeiten 
des inneren Schutzmantels eingetreten ſind. Das 
Ergebnis jeder ſolchen Unterſuchung iſt von dem 
Werksbeamten in das im § 17 vorgeſchriebene 
Reviſionsbuch einzutragen. Die Anerkennung dieſer 
Werksbeamten erfolgt durch den zuständigen Re⸗ 
gierungspräſidenten. 

§ 17. Der Sachverſtändige hat den Befund 


der Unterſuchung, die Höhe des Probedrucks und 


But 
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etwaige Aenderungen in ber Belaſtung der Sicherheits⸗ 
ventile in ein Reviſionsbuch einzutragen, für das der 
anliegende Vordruck zu benutzen iſt. 

Das Reviſionsbuch iſt vom Betriebsunternehmer 


des Dampffaſſes oder dem an ſeiner Stelle mit der 


Leitung des Betriebs beauftragten Stellvertreter zu 
beſchaffen und am Betriebsort derart aufzubewahren, 
daß es von dem Sachverſtändigen jederzeit eingeſehen 
werden kann. 

8 18. I. Werden bei einer Unterſuchung außer: 
gewöhnlich ſtarke mechaniſche oder chemiſche Ab⸗ 
nutzungen oder andere dle Feſtigkeit vermindernde 
Umſtände feſtgeſtellt, oder treten ſolche Mängel in⸗ 
folge der Betriebsverhältniſſe der Regel nach bei 
Dampffäſſern für beſiimmte Zwecke ein, fo können 
mit Zuſtimmung des Betriebsunternehmers des Dampf⸗ 
faſſes oder auf Antrag des Sachverſtändigen mit 
Genehmigung des zuſtändigen Regierungspräftbenten 
für einzelne Dampffäſſer außerordentliche Unter⸗ 
ſuchungen oder regelmäßige kürzere Friſten feſtgeſetzt 
werden. Bel dauernd beabſichrigter Verkürzung der 
Friſt für ganze Gattungen von Dampffäſſern iſt die 
Zuſtimmung des Miniſters für Handel und Gewerbe 
einzuholen. 

II. Die bei den Unterſuchungen gefundenen 
Mängel find. von dem Betrlebsunternehmer des 
Dampffaſſes innerhalb der von dem Sachverſtändigen 
im Reviſionsbuche anzugebenden Friſt zu beſeitigen. 
Dem Sachoerſtändigen iſt entſprechende Mitteilung 
zu machen. 

III. Ergibt ſich bei der Unterſuchung des Dampf⸗ 
faſſes ein Zuſtand unmittelbarer Gefahr, ſo kann die 
Ortspolizeibehörde auf Antrag des Sachverſtändigen 
die Fortſetzung des Betriebes bis zur Beſeitigung 
der Gefahr unterſagen. Ä 

8 19. I. Ueberwachungspflichtige Dampffäſſer, 
die eine Hauptausbeſſerung erfahren haben, ſind vor 
ihrer Wiederinbetriebnahme in der Fabrik oder am 
Betriebsorte einer Waſſerdruckprobe nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 10 zu unterwerfen. Eine Beſcheini⸗ 
gung über dieſe Prüfung, den Umfang der Reparatur 
und die Fabrik, die ſie ausgeführt hat, iſt mit dem 
Reviſionsbuch zu verbinden. 

II. Durch dieſe Druckproben wird der Lauf der 
regelmäßigen Unterſuchungen nicht unterbrochen; die 
Prüfung nach einer Hauptausbeſſerung kann jedoch 
an die Stelle einer in demſelben Etatsjahre fälligen 
regelmäßigen Waſſerdruckprüfung treten. Wird mit 
der Druckprobe nach einer Hauptausbeſſerung auf An⸗ 
trag des Betriebsunternehmers oder ſeines mit der 
Leitung des Betriebs beauftragten Stellvertreters 
eine innere Unterſuchung verbunden, ſo können die 
Friſten der regelmäßigen Unterſuchungen von dieſem 
Zeitpunkte an neu berechnet werden. 

§ 20. J. Von jeder Exploſion eines über⸗ 
wachungs pflichtigen Dampffaſſes it dem für den Be⸗ 
zirk zuſtändigen Gewerbeinſpektor, dem die amtliche 
Unterſuchung dieſer Unfälle obliegt, und dem Sach⸗ 


verſtändigen (§ 4) von dem Betriebsunternehmer 
des Dampffaſſes oder ſeinem mit der Leitung des 
Betriebes beauftragten Stellvertreter unverzüglich 
Mitteilung zu machen. 

II. Eine Erplofion liegt vor, wenn die Wandung 
eines Dampffaſſes durch deu Betrieb eine Trennung 
in ſolchem Umfange erleidet, daß dadurch ein plötz⸗ 
licher Ausgleich der Spannungen innerhalb und 
außerhalb des Dampffaſſes ſtattfindet. 

§ 21. In jedem Raume, in dem überwachungs⸗ 
pflichtige Dampffäſſer aufgeſtellt ſind, iſt eine Dienſt⸗ 
vorfchrift für Dampffaßwärter nach dem dieſer 
Polizeiverordnung beigefügten Muſter anzubringen. 
Die mit der Bedienung der Dampffäſſer beauftragten 
Arbeiter ſind verpflichtet, die Dienſtvorſchriften 
genau zu befolgen. 

Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. 

§ 22. Dampffäſſer, die auf Grund älterer 
Polizeiverordnungen zum Betriebe zugelaſſen find, 
können, fo lange fie keiner neuen Anmeldung ($ 10) 
bedürfen, unbeanſtandet weiter betrieben werden. 
Im übrigen ſind für Dampffäſſer bei einer neuen 
Anmeldung, gleichgültig ob ſie neu gefertigt, erneut 
in Betrieb genommen oder alt angekauft werden, 
die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung im vollen 
Umfange anzuwenden. 


8 23. I. Für die vorgeſchriebenen Prüfungen 
haben die Sachverſtändigen Gebühren nach Maßgabe 
der anliegenden, vom Miniſter für Handel und 
Gewerbe auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1905 
(G. S. S. 317) genehmigten Gebührenordnung von 
den Beſitzern der Dampffäſſer zu beanſpruchen. Die 
Befugnis der Dampfkeſſel⸗Ueberwachungsvereine oder 
von Berufsgenoſſenſchaften, mit Genehmigung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe ſelbſtändige 
Gebührentarife für ihre Mitglieder aufzuſtellen und 
die Gebühren von dieſen einzuziehen, wird hierdurch 
nicht berührt. 

II. Die Beitreibung der Gebühren für Unter⸗ 
ſuchungen im ſtaatlichen Auftrage kann im Ver⸗ 
waltungszwangsoerfahren erfolgen. 

8 24. Uebertretungen dieſer Polizeiverordnung 
ſeitens der Betriebsunternehmer von Dampffäſſern 
oder ihrer mit der Leitung des Betriebs beauftragten 
Stellvertreter oder der mit der Wartung betrauten 
Arbeiter werden, ſofern nicht nach den Strafgeſetzen 
eine höhere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zum 
Betrage von 60 Mark oder im Unvermögensfalle 
mit entſprechender Haft beſtraft. Die gleiche Strafe 
trifft die mit der Wartung betrauten Arbeiter, wenn 
ſie gegen die in Ausführung dieſer Verordnung er⸗ 
gangenen Dienſtvorſchriften zuwiderhandeln. 

§ 25. Ausnahmen von den Beſtimmungen 
dieſer Polizeiverordnung kann für einzelne Dampf⸗ 
drudgeläße der zuſtändige Regierungepräſident, für 
ganze Gattungen folder, der Minifter für Handel 
und Gewerbe gewähren. 
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8726, Durch gegenwärtige Pollzelverordnung 
werden die früheren polizeilichen Beſtimmungen über 
die Einrichtung und den Betrieb von Dampffäſſern 
aufgehoben. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Januar 
1908 in Kraft. 

Potsdam, den 11. November 1907. 

Der Oberpräſident gez. von Trott zu Solz. 


Beſchreibung 
zur Anlegung Dampffaſſe 


D.. mitunterzeichnete .. Unternehmer (Name, 
nner ae 
beabſichtig. .. Dampffaß .. „ welche ... beſtim⸗ 
mungsgemäß zu verwendet 
werden ſoll . „ auf dem Grundſtücke . 
* der Gemeinde (Stadt) . 
Kreis . aufzuftellen, über welche 
nachſtehende Angaben gemacht werden. 

1. Feſtgeſetzter höchſter Betriebsdruck im Be⸗ 
ſchickungsraum — im Mantel — de .. Dampf: 
faſſe ... Atmoſphären Ueberdruck Faſſungs⸗ 
raum im Beſchickungsraum im — Mantel de.. 
Dampffaſſe . Liter. 

D. . . Dampf .. .. werd . . durch 
mittelbare — unmittelbare — Einwirkung von 
Dampf — Feuer — geheizt. 

Feſtgeſetzter höchſter Betriebsdruck de. 
Dampferzeuger .., welche ... den Dampf 
zur Heizung de .. Dampffaſſe .. liefer 
. . . . Atmoſphären Ueberdruck. 

2. Zum Xofperren de .. Dampffaſſe . .. von 
der Dampfleitung iſt e 
vorhanden. 

Lichte Weite dieſer Dampfzuleitung ... mm. 

3. Sicherheitsventile: 

Zahl derſelben . ar: 

Lichte Weite derſelben . 

„ Belaſtungsart derſelben . 

Stelle derſelben 


* 
* 


4. Manometer (Thermometer): 
Zahl derfelben . es 
Stellesdenfelbenon. eu. 

5. Anzahl der Dampffäſſer, welche von der näm⸗ 

lichen Dampfleitung geheizt werden. Seh 

6. Die Vorrichtung zur Prüfung, ob noch Druck 

in de .. Dampffaſſe ... vorhanden iſt, beſteht 
R 


7. Ein Drudverminderungsventil tft in der Dampf⸗ 
leitung ... eingeſchaltet. 
8. An de .. Dampffaſſe .. find: 
a) der feſtgeſetzte höchſte Betriebsdruck im Be⸗ 
ſchickungsraum — im Mantel — mit 
Atmoſphären Ueberdruck, 


b) der Faſſungsraum des Beſchickungsraums 
— des Mantels — mit.. . Litern, 

o) die Fiem a „ ee, 
in. als Verfertiger, 

d) die Zahl .. .. als laufende Anfertigungs⸗ 
nummer, 

e) das Jahr .. . als Zeit der Herſtellung, 

durch ein Schild (Fabrikſchild), welches mit 

. . am Dampffaß befeſtigt ift, kenntlich ges 


macht. 

9. Zur Anbringung des amtlichen Kontrollmano⸗ 
meters Dampffaß 
mit ausgerüſtet. 


10. Material d... Dampffaß . 


(Art, Güte, 
Dicke): 


11. Zuſammenfügung de .. Dampffaß . . . (ge 
nietet, geſchraubt, geſchweißt oder wie ſonſt) 
unter Angabe der etwaigen Verankerungen: 

12. Zahl, Form, Größe der Oeffnungen und deren 
Verſchlüſſe (durch Handſtizzen mit Maßen zu 
verdeutlichen, falls die Zeichnung des Dampf⸗ 
faſſes nicht hierüber Auſſchluß gibt): 


„ . „ * . „ * D D „ * „ 


13. Angaben über eine eiwaige Einmauerung oder 
Ummantelung de .. Dampffaffe . . .: 


14. Beſondere Bemerkungen: er: 
TV 
D. . Unternehmer. Der Verfertiger der Beſchreibung. 


“ „ „ „ * N ’ 


Geprüft „den 19 
Der zuſtändige techniſche Sachverſtändige. 
Anmerkung: Von der beabſichtigten Anlegung 

eines oder mehrerer gleichartig gebauter und be⸗ 
triebener Dampffäſſer iſt unter Vorlegung dieſer 
Beſchreibung und einer maßſtäblichen Zeichnung 
des Dampffaſſes, je in dreifacher Ausfertigung, 
dem zuſtändigen Sachverſtändigen (§ 4 der Poli⸗ 
zeiverordnung) Anzeige zu machen. 

Die Angaben der Beſchreibung erfolgen teils 
durch Unterſtreichung des Zutreffenden, teils durch 
Worte, Zahlen und Skizzen. Sollte der belaſſene 
Raum hierzu nicht überall ausreichen, ſo iſt der 
freie Raum dieſes Formulars zur Ergänzung zu 
benutzen. 
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Beſcheinigung 
über die 
Prüfung der Bauart und Waſſerdruckprobe 
eines Dampffaſſes. 


Auf Veranlaſſung 


iſt von dem unterzeichneten zuſtändigen Sach⸗ 
igen wm EN 
das Dampffaß mit der Bezeichnung.. 
der vorgeſchriebenen Prüfung der Bauart und 
Waſſerdruckprobe unterzogen worden. 

Das Dampffaß, welches beſtimmungsgemäß zu 
verwendet werden ſoll, entſpricht der beigefügten, 
mit dem Zugehörigkeitsvermerk verſehenen Zeichnung, 
hat folgende Abmeſſungen und Wandſtärken: 

Das Dampffaß, welches für einen höchſten 
Betriebsdruck von . Atmoſphären Ueberdruck 
im Beſchickungsraum und von. . . Atmofphären 
Ueberdruck im Mantel beſtimmt iſt, hat der Waſſer⸗ 
druckprobe von . . Atmofpyären Ueberdrud im 
Beſchickungsraum und von. . Atmoſphären 
Ueberdruck im Mantel widerſtanden, ohne eine 
bleibende Formveränderung zu zeigen und ohne 
undicht zu werden. 

Zum Zeichen der beſtandenen Prüfung iſt das 
Fabrikſchild mit dem Stempel 3 
verſehen worden. 

Die Prüfung der Bauart hat folgendes ergeben: 

a) Die Vernietung (Verſchraubung, Schweißung 

Ne e fon); a En 

b) Das verwendete Material (fiehe anliegende 

Beſcheinigung) r e ere 

esſtärkun gen er 


d) Prüfung der Verſchlüſſe En 5 


Es wird hierdurch beſcheinigt, daß weder die 
Waſſerdruckprobe noch die Prüfung der Bauart zu 
Ausſtellungen Anlaß gegeben hat. 130 


FP 
Der zuſtändige techniſche Sachverſtändige. 
i Beſcheinigung . 

über die 


Abuahmeprüfung eines Dampffaſſes. 


Das für eine höchſte Dampfſpannung von 
I Atmoſphären Ueberdruck im Ber 
5 ſchickungsraum und von. . . . Atmoſphären 


Ueberdruck im Mantel beſtimmte, von der Firma 
c 

im Jahre 19. . angefertigte, mit 
den Fabriknummer . N 
Dampffaß von . Liter Inhalt des Be: 
ſchickungsraums, und von. . Liter In⸗ 
halt des Mantels iſt einſchließlich feiner Aus⸗ 
rüſtungsſtücke heute der vorgeſchriebenen Abnahme⸗ 
prüfung unterzogen worden. 

Das Dampffaß entſpricht den Beſtimmungen 
der Polizetoerordnung, betreffend die Einrichtung 
und den Betrieb der Dampffäſſer, wie folgt: 

Zu $ 1. Das Dampffaß wird durch mittel⸗ 
bare — unmittelbare — Einwirkung von Dampf 
— Feuer — geheizt. 

Zu 8 6. s iſt ein dor 
handen, welche .. es geſtattet, das Dampffaß für 
ſich von der Dampfleitung abzuſperren. 


der Teure 
„bezeichnete 


Zu § 7. An dem Dampftaß befinde .. ſich 
ö zuverläſſige . Sicherheiis⸗ 
ventil. von Millimeter lichter 


Weite. Die Belaſtung de .. Stcherheitsventil .. 
iſt mit Hilfe von . pick nach 
den Angaben des Kontrollmanometers fo eingeſtellt, 
daß d.. . Ventil .. bei ver feſtgeſetzten höchſten 
Betriebsſpannung von 0 . Atmosphären 
Ueberdtuck ſich öffne. 

Die Bauart, Abmeſſung und Belaftung be . 
Sicherheitsbentil ... ſind aus nachſtehendem er⸗ 
ſichilich: 

An dem Dampffaß befindet ſich ein zuver⸗ 
läſſiges Manometer — Thermometer. 

D. . . Sicherheitsventil .. und das Mano⸗ 
meter ſind ſo angebracht, daß ſie vorausſichtlich durch 
den Inhalt des Dampffaſſes nicht ungangbar gemacht 
werden können. 

Die Vorrichtung zur Pröfung, ob noch Druck 
in dem Dampffaß vorhanden iſt, beſteht aus 

In der Dampfzuleitung vor dem Dampffaß iſt 
ein Druckverminderungsvenlil . . eingeſchaltet, 
welches ſo eingeſtellt worden iſt, daß der Druck im 
Dampffaß dauernd nicht — höchſtens um 
Arm. — über den genehmigten Betrlebsdruck 
ſteigen kann. 

Zu 8 8 Am Dampffaß befindet ſich ein 
Kontrolflanſch zur Anbringung des amtlichen Prü⸗ 
fungsmanomeiers. 

Zu § 13. Die Prüfung der Anlage hat er⸗ 
geben, daß ihrer Inbetriebnahme Bedenken nicht 
enigegenſtehen. 


Meviſionsbeſcheinigung . 
Der Unterzeichnete hat am heutigen Tage das 
Dampffaß Nr. . . ber Firma 
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einer 


ae af Ka ni > ae ae un En 


ermittelt: 


Friſt zur Beſeitigung der Mängel und 
zur Mitteilung an den zuſtändigen 
Sachverſtändigen: 


„den 195 
Der zuſtändige techniſche Sachverſtändige. 


Dieuſtvorſchriften für Dampffaßwärter. 

Die mit der Wartung der Dampffäſſer beauftragten 
Arbeiter ſind verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Sicherheitsvorrichtungen beſtimmungsgemäß 
benutzt werden und daß Dampffäſſer, die ſich nicht in 
gefahrloſem Zuſtande befinden, nicht in Betrieb bleiben. 

Insbeſondere find folgende Vorſchriften genau 
zu beachten: 

Vorbereitungen 

zur Inbetriebnahme des Dampffaſſes. 

1. Der Wärter hat vor jeder Füllung des Dampf⸗ 
faſſes zu unterſuchen, ob alle Vorrichtungen gangbar 
und ihre Verbindungen mit dem Dampffaß nicht ver⸗ 
ſtopft ſind. Ganz beſondere Sorgfalt erfordert die 
Unterſuchung des Sicherheitsventils und Manometers 
auf Gangbarkeit und freie Verbindung mit dem 
Dampffaß. 

2 Der Wärter hat zu beachten und Sorge zu 
tragen, daß alle Dichtungsflächen rein und möglichſt 
frei von Beſchädigungen ſind. 

Die Dichtung der Verſchlußöffnungen muß unter 
Verwendung geeigneten Materials ſorgfältig aus: 
geführt werden. 

3. Beim Verſchrauben der Verſchlußöffnungen 
ſind ſtets ſämtliche Schrauben zu benutzen. Das 
Anziehen der Schrauben hat in vorſichtiger und gleich⸗ 
mäßiger Weiſe zu erfolgen. 

Die Benutzung außergewöhnlicher Mittel zum 
Anziehen (z. B. Aufſtecken von Rohren auf die Schlüſſel, 
Verwendung langer Stangen bei Flügelmuttern und 
Bügelverſchlüſſen oder Antreiben derſelben durch 
Hammerſchläge und dergl.) iſt verboten. Alle 
Schrauben ſind gleichmäßig ſtark und nicht ſtärker an⸗ 
zuziehen als zur Herſtellung der Dichtung erforderlich iſt. 

4. Bei Verſchlüſſen mit umlegbaren Schrauben 
(Gelenkſchrauben), Klammerverſchlüſſen und in Schlitze 
eingelegten Schrauben iſt feſtzuſtellen, daß durch die 
Sicherungen das Abrutſchen der Muttern verhindert 
fc und die Muttern oder Unterlagſcheiben voll auf⸗ 

egen. 

5. Bei Bügelverſchlüſſen und Gelenkſchrauben iſt 
ſtreng zu beobachten, daß nur genau paſſende Bolzen 
ordnungsmäßig benutzt werden. 

6. Fehlerhaft gewordene Verſchlußteile (3. B 
abgenutzte, riſſige oder verbogene Schrauben, aus⸗ 


gebrochene oder ſchlotterige Muttern, verbogene 
Klammern und dergl.) dürfen nicht verwendet werden. 
Betrieb des Dampffaſſes. 

7. Die Dampfabſperrvenule uno »Hähne dürfen 
nur langſam geöffnet werden. Beſondere Vorſicht 
iſt beim Einlaſſen des Dampfes anzuwenden, wenn der 
Dampf unterhalb einer dichtliegenden Füllmaſſe eintritt. 

8. Sobald und ſolange Druck in dem Dampf⸗ 
faß vorhanden iſt, darf kein Nachziehen der Verſchluß⸗ 
ſchrauben ſtattfinden, ſondern erſt nach Schließung 
der Dampfzuleitung und Entlaſſung des Drucks aus 
dem Dampffaſſe. 

9. Alle Sicherheitsvorrichtungen (Sicherheits⸗ 
ventile, Manometer, Thermometer 2c.) find während 
des Betriebes zu beobachten, auch iſt das Sicherheits⸗ 
ventil häufig auf Gangbarkeit zu prüfen. Jede 
Aenderung der Belaſtung des Sicherheitsventils iſt 
verboten. 

10. Der Dampf⸗ bezw. Arbeitsdruck ſoll die 
feſtgeſetzte höchſte Spannung nicht überſchreiten. 
Tritt dieſer Fall dennoch ein, oder zeigen ſich im 
Betriebe Schäden, Riſſe oder größere Undichtigkeiten 
am Dampffaß oder den Verſchlüſſen, ſo iſt die 
Dampfzuleitung ſofort zu ſchließen oder die Ein⸗ 
En, des Feuers ſofort aufzuheben. (Siehe auch 

tr. 14). 

11. Beim Schichtwechſel darf ſich der abtretende 
Dampffaßwärter erſt entfernen, wenn der antretende 
Wärter alles in ordnungsmäßigem Zuſtande über⸗ 
nommen hat. 

Außerbetriebſetzung des Dampffaſſes. 

12. Der Dampffaßwärter hat ſich, bevor er die 
Verſchlußſchrauben löſt, Gewißheit zu verſchaffen, 
daß kein Druck im Dampffaß mehr vorhanden iſt. 
Die Beobachtung, daß das Manometer keinen Druck 
mehr anzeigt, genügt hierfür nicht. (Vergl. $ 7 der 
Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und 
den Betrieb der Dampffäſſer.) 

13. Vor jeder längeren Außerbetrlebſetzung des 
Dampffaſſes iſt ſeine gründliche > vor⸗ 
zunehmen. 

Schlußbeſtimmung. 

14. Von allen Schäden (Riſſen, Abnutzungen, 
ſtarken Undichtigkeiten), die ſich am Dampffaß und 
ſeinem Zubehör zeigen, iſt dem Vorgeſetzten oder dem 
Dampffaßbeſitzer oder ſeinem mit der Leitung des 
Betriebs beauftragten Stellvertreter ($ 151 der 
Gew.⸗Ordn.) ſofort Anzeige zu machen. 

(Nach § 24 der Polizeiverordnung, betreffend 
die A und den Betrieb von Dampffaſſern, 
werden Uebertretungen dieſer Verordnung ſeitens der 
beauftragten Arbeiter, ſofern nicht nach den Straf⸗ 
geſetzen eine härtere Strafe verwirkt wird, mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zum Betrage von 60 Mark oder im Un⸗ 
vermögensfalle mit entfprechender Haft beſtraft.) 

Gebitürenorduung 
zu der PVolizeiversidnung, betreffend die Ein: 
richtung und den Betrieb von Dampffäſſern. 
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I: A III. 
Gebüͤhrenſatz 
für jedes folgen⸗ 
Ge⸗ dean demſelben 
bühren⸗ Tage unter⸗ 


ſuchte Dampf⸗ 
| ab faß desſelben 
Angabe für das Betriebes oder 
des Prüfungsgeſchäſts erſte der in dem näm⸗ 
Dampf: lichen Gemeinde⸗ 
faß oder Gutsbe⸗ 
sirte belegenen 
Betriebe des⸗ 
ſelben Beſitzers 

. . 


A Unterſuchung neuer 
oder neu aufzuſtellender 
Dampffäſſer. 
1. Für die Prüfung der 
Bauart und die erſte 
Mafferdrudprobe . - 20 10 
2. Für die Abnahmeprüfungſ 20 10 
3. Für die Abnahmeprüfung, 
verbunden mit der Bau⸗ 
artprüfung und der erſten 
rode 
B. Regelmäßig wieder⸗ 
kehrende Unterſuchungen. 
1. Für die regelmäßige 
innere Unterſuchung 15 10 
2. Für die regelmüßige 
Waſſerdruckprobee 15 10 
3. Für die regelmäßige 
innere Unterſuchung, 
verbunden mit der Waſſer⸗ 
druckpvrobkrree . 25 20 
C. Sonſtige Veſtim⸗ 
mungen. 
1. Für Druckproben nach 
Hauptausbeſſerungen 
oder Unterſuchungen auf 
Ada? "+, "el 20 10 

2. Für regelmäßige innere Unterſuchungen, 
die durch eine Druckprobe ergänzt oder erſetzt werden 
müſſen, ſind die Gebühren für eine regelmäßige 
Druckprobe zu berechnen. 5 

3. Ermäßigte Gebühren nach Spalte III ſind 
nur dann zu berechnen, wenn die betreffenden Unter⸗ 
ſuchungen an dem feſtgeſetzten Tage zu Ende geführt 
worden ſind. 

Für begonnene Unterſuchungen, die durch Ver⸗ 
ſchulden des Dampffaßbeſizers oder feines Stell⸗ 
vertreters an dem feſtgeſetzten Tage nicht beendet 
werden können, ſowie für jede Wiederholung ſolcher 
Prüfungen ſind die entſprechenden Einzelſätze und 
zwar nach Spalte II zu berechnen. 

4. Falls die Unterſuchung mehrerer Dampf⸗ 


30 20 


fäſſer eines Beſitzers an einem Tage vereinbart iſt, 
ſo wird für etwa vereitelte (nicht begonnene) Unter⸗ 
ſuchungen eine Gebühr nicht erhoben, wenn die Unter⸗ 
ſuchung eines der Dampffäſſer in Angriff genommen iſt. 

5. Kann an einem vereinbarten Tage über⸗ 
haupt keine Unterſuchung begonnen werden, ſo iſt 
von dem Dampffaßbeſitzer, je nachdem es ſich um 
eine Prüfung nach Abſ. A, B oder C der Gebühren⸗ 
ordnung handelt, eine Gebühr nach A 1, B 1 oder 
C 1 und zwar nach Spalte II zu erheben. 

6. Für außerordentliche Unterſuchungen oder 
die nach Beſtimmung der Landesvolizeibehörde in 
kürzeren Friſten auszuführenden Prüfungen (8 18) 
ſind die Gebühren wie für regelmäßige Unterſuchungen 
zu berechnen. 

7. Reiſekoſten oder andere Eniſchädigungen 
neben den Gebühren werden nicht erhoben. 

960. Ordnung 
für die im Jahre 1908 im Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O. einzuſammelnden Hauskollekten. 

Vorbemerkung. Durch Erlaß des Herrn 
Oberpräſidenten vom 26. Auguſt 1907 — O. P. 
17004 — iſt die Aufſtellung einer Sammelordnung 
für alle innerhalb der Provinz Brandenburg einzu⸗ 
ſammelnden Hauskollekten verfügt worden. Die 
„Allgemeinen Beſtimmungen“ lauten: 

Allgemeine Beſtimmungen. 

8 1. Anträge auf Bewilligung von Haus- 
kollekten ſind bis zum 1. Auguſt des der Einſamm⸗ 
lung vorhergehenden Jahres bei dem Herrn Ober⸗ 
präſidenten einzureichen. 

8 2. Der Herr Oberpräſident trifft bis zum 
1. Oktober Entſcheidung und läßt die Liſte der ge⸗ 
nehmioten Hauskollekten nebſt Angabe der Sammel⸗ 
zeit und des Sammelgebietes der Kollektenordnungs⸗ 
ſtelle, Berlin W. 50, Paſſauerſtraße 37a, zur Auf⸗ 
ſtellung des Sammelplanes zugehen. 

8 3. Als Grundlage für den Sammelplan 
dient die Feſtlegung eines Kollektantenweges durch 
alle Kreiſe der Provinz, wobei für jeden Ort eine 
beſtimmte Zeitdauer der Einſammlung vorgeſchrieben 
und dieſe Sammelzeit in Dekaden von Tagen zu⸗ 
ſammengefaßt ift.*) Dieſe Kreisdekaden entſprechen 
den Behntage-Abichnitten oder Jahresdekaden, in 
welche ſämtliche Monate des Jahres dergeſtalt ein⸗ 
geteilt ſind, daß jeder Monat drei Dekaden hat, die 
am 1., am 11. und am 21 des Monats beginnen. 
Indem für eine beſtimmte Hauskollekte der Kollek⸗ 
tantenweg durch die Kreisdekaden und die Jahres⸗ 
dekaden hindurchgeführt wird, ergibt ſich der Sammel⸗ 
plan dieſer Kollekte. 

§ 4. Von den feſtgeſetzten Wegen darf nicht 
abgewichen werden; in den einzelnen Orten darf die 
Einſammlung höchſtens zwei Tage früher oder ſpäter 
als feſtgeſetzt erfolgen. 

*) Wenn für je 10 Tage ſtets nur eine Arbeit von 
9 Tagen vorgeſehen ift, fo iſt hierbei wie bei § 4 die Abſicht, 
dem Kollektanten die Sonntagsruhe zu ermöglichen. 
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8 5. Es iſt bei dieſer Ordnung gleichgültig, 
ob eine Hauskollekte durch Kollektanten oder durch 
kirchliche (oder ftaatliche) Organe zur Einſammlung 
gelangt 

86. Iſt ein Kollektant mehrere Tage an der 
Fortſetzung des Sammelweges verhindert, ſo darf er 
beim Wiederbeginn ſeiner Tätigkeit den Weg nur da 
aufnehmen, wo er bei ununterbrochenem Sammeln 
angelangt ſein würde. Ebenſo dürfen Kollekten, die 
nicht rechtzeitig begonnen ſind, nur an dem Punkte 
einſetzen, wo bei rechtzeitigem Beginn die Einſamm⸗ 
lung ſtattfinden würde. Entſprechendes gilt für den 
Fall, daß der Veranſtalter der Kollekte einzelne Ort. 
ſchaften abſichtlich übergehen läßt. 

Wird bei größeren Störungen in der Durch⸗ 
führung einer Kollekte das ſpätere Nachholen aus⸗ 
gelaffener Orte gewünſcht, fo iſt ein entſprechender 
Antrag an den Herrn Oberpräſidenten zu richten. 
Die Einſchiebung neuer Sammelzeiten für die betr. 
Kollekte und die ausgelaſſenen Orte wird der Regel 
nach nur dann genehmigt werden können, wenn dies 
ohne Beeinträchtigung anderer ordnungsmäßig ver⸗ 
laufender Hauskollekten geſchehen kann und wenn die 
ſtattgehabte Störung von dem Antragſteller unver: 
ſchuldet iſt. Als unverſchuldet gilt nicht eine 
Störung, die aus verſpäteter Anſtellung von Kollek— 
tanten oder aus Unpünktlichkeit herrührt. 

8 7. Zur Deckung der Unkoſten der Kollekten⸗ 
ordnungsſtelle wird von jedem Veranſtalter einer 
Hauskollekte innerhalb der Provinz eine Gebühr er⸗ 
hoben, die nach der Zahl der für die betreffende 
Sammlung freigegebenen Kreiſe (Land- oder Stadt: 
kreiſe) berechnet wird und für jeden Kreis auf 3 M. 
feſtgeſetzt iſt. Der Betrag iſt zu zahlen, fohald dem 
Veranſtalter der Sammlung die Mitteilung über 
Aufnahme der Kollekte in den Sammelplan zu⸗ 
gegangen iſt. 

Die beſtehenden Vorſchriften über Ausrüſtung 
der Kollektanten mit Legitimationskarte und pagi⸗ 
niertem Sammelbuch, ſowie über Anmeldepflicht des 
Kollektanten bei jeder Ortsbehörde werden durch die 


vorſtehenden „Allgemeinen Beſtimmungen“ nicht be⸗ 


rührt. Die Orts⸗ bezw. Ortspolizeibehörden wer⸗ 
den erſucht, bei der Vorlegung des Sammelbuches 
dem Stempel das Datum beizufügen. 

In der in den Kreisblättern veröffentlichten 
Ueberſicht bezeichnen die hinter dem Monatsdatum 
e römiſchen Ziffern und Buchſtaben folgende 
Kollekten: 


I. Ev iſch⸗Kirchli 
a Für jede dieſer Kol⸗ 
II. Provinzial⸗Notſtands⸗Kol⸗ leklen, die von ört⸗ 
lekte, lichen Inſtanzen ein⸗ 


geſammelt zu werden 


IV. Provinzial ⸗ A ür | pflegen, find zwei 
En Kr 85 Termine zur Aus⸗ 


V. Landes⸗Notſtands⸗ Kollekte wahl angegeben. 


III. Heidenmiſſion, 


a) Magdalenenſtift, Teltow, 
b) Oberlin⸗Verein, Nowawes, 
e) Provinzial⸗Verein gegen d. Mißbrauch geiſtiger 

Getränke, 

d) Evang. Verein für Waiſenpflege in der Oſt⸗ 
mark, 

e) Moonſcher Blindenverein, Berlin, 

1) Deutſcher Verein für Kinderaſyle, Schöneberg, 

g) Lutherſtiftung, Frankfurt a. O., 

h) Beth Elim, Weißenſee b. Berlin, 

8) Arbeiterkolonie Hoffnungsthal. 

Gleichnamige Land⸗ und Gutsgemeinden find 
in der Ueberſicht unter dem gemeinſamen Namen 
zuſammengefaßt. 

Die vorſtehenden, von der Kollektenordnungsſtelle 
in Berlin, Paſſauerſtraße 37a, aufgeſtellten und von 
mir genehmigten Allgemeinen Beſtimmungen werden 
mit dem Bemerken veröffentlicht, daß die ſpeziellen 
Sammelpläne für jeden Kreis durch die betreffenden 
Kreisblätter und ſonſtigen amtlichen Publikations⸗ 
organe bekannt gemacht werden. 

Potsdam, den 6. November 1907. 

Der Oberpräſident. 
In Vertretung: v. Winterfeldt. 
961. Der Provinziallandtagsabgeordnete, Ober⸗ 
bürger meiſter Boddin in Rixdorf iſt verſtorben. 
An ſeiner Stelle iſt der Erſte Bürgermeiſter Kaiſer 
in Rixdorf zum Provinziallandtagsabgeordneien des 
Stadikreiſes Rixdorf gewählt worden. 

Potsdam, den 12. November 1907. 

Der Oberpräſident. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 

Königl Regierung zu Frankfurt a. O. 
962. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 1. November 1907 — O0. 
P. 22137 — dem Geflügelzucht⸗ und Tierſchutz⸗ 
verein Landsberg a. W. die Genehmigung erteilt, 
am 25. Februar k. Is. im Anſchluß an die ge⸗ 
plante Geflügelausſtellung eine öffentliche Verloſung 
von Ausſtellungsgegenſtänden nach Maßgabe des 
vorgelegten Planes zu veranſtalten, wonach 3000 
Loſe zu je 50 Pfennigen in den Kreiſen Landsberg, 
Stadt und Land, Soldin, Königsberg, Friedeberg 
und Arnswalde ausgegeben und 257 Gewinne im 
Geſamtwerte von 1002 Mark gezogen werden ſollen. 

Als Gewinne dürfen nicht ausgeſetzt werden: 
Bares Geld — unmittelbar oder mittelbar durch Zu⸗ 
ſicherung der Zahlung des Wertes der Gewinne —, 
unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen⸗ 
ſände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte ſteht. 
Zahl und Preis der auszugebenden Loſe, das Abſatz⸗ 
gebiet der letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, 
Anzahl und Geſamtwert der Gewinne müſſen auf 
den Loſen angegeben ſein. Außerdem muß jedes 
Los in hervortretender Schrift folgenden Vermerk 


enthalten: „Eine Auszahlung der Gewinne in Geld 
iſt ausgeſchloſſen.“ 

Frankfurt a. O., den 11. November 1907. 

Der Regierungspräſident. 
963. Der von dem verſtorbenen Rentner Auguſt 
Held unter dem Namen „Waiſenhaus für hilfloſe 
Waiſen im Regierungsbezirke Frankfurt a. O.“ zu 
Fürſtenwalde begründeten Stiftung iſt unter dem 
16. Auguſt 1907 die Allerhöchſte landesherrliche 
Genehmigung erteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 9. November 1907. 

Der Regierungspräſident. 
964. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangeinnung für das Dachdecker⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Guben, deren Bezirk den 
Stadt⸗ und Landkreis Guben und den Kreis Croſſen 
a. O. umfaſſen ſoll, heantragt haben, wird hiermit 
bekannt gemacht, daß der Herr Oberbürgermeiſter in 
Guben von mir zum Kommiſſar behufs Ermittelung 
der Mehrheit der Beteiligten ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 10. November 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
965. Des Königs Majeſtät haben mittels 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 19. Oktober d. Js. zu 
genehmigen geruht, daß der Gutsbezirk Kolkwitz im 
Kreiſe Cottbus der Landgemeinde Kolkwitz desſelben 
Kreiſes einverleibt wird. 

Frankfurt a. O., den 10. November 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Nentenbank für die Provinz Brandenburg. 
966. Die Inhaber von 3½ prozentigen Renten: 
briefen der Provinz Brandenburg Litt. F bis K, 
zu denen der letzte der ausgegebenen Zinsſcheine am 
2. Januar 1908 fällig wird, werden hierdurch auf⸗ 
gefordert, vom 20. Januar 1908 ab die Abhebung 
der neuen Zinsſcheine Reihe 3 Nr. 1— 16 nebſt 
Erneuerungsſchein auf Grund der mit den Zins⸗ 
ſcheinen Reihe 2 ausgegebenen Erneuerungsſcheine 
zu bewirken und dabei ſolgendes zu beachten: 

1. Zu den bis einfchließlich zum 1. Januar 1908 
auageloften Rentenbriefen werden neue Zins⸗ 
ſcheine nicht verabreicht, vielmehr ſind bei der 
Einlöſung der ausgeloſten Rentenbriefe die 
Erneuerungsſcheine nach unſerer Bekannt⸗ 
machung vom 30. Auguſt d. 38. und den bei 
früheren Ausloſungen ergangenen Bekannt⸗ 
machungen an die Rentenbankkaſſe mit abzu⸗ 
ltefern. 

2. Die Einlieferung der Erneuerungsſcheine behufs 
Empfangnahme neuer Zins⸗ und Erneuerungs⸗ 
ſcheine iſt zu bewirken; 

a) in Berlin ſelbſt in dem Lokale der Renken⸗ 
bankkaſſe, Kloſterſtr. Nr. 76, I, hierſelbſt, 
an den Werktagen vormittags von 9 bis 
12 Uhr, 

p) von auswärts mit der Poſt portofrei unter 
der Adreſſe der unterzeichneten Rentenbank⸗ 
Direktion. 


3. Den Erneuerungsſcheinen iſt bei der Einreichung 
eine Nachweiſung nach dem unten ſtehenden 
Schema in nur einem Exemplar beizufügen. 
In derſelben find die Erneuerungsſcheine nach 
Klaſſen — die höhere der niederen vorangehend — 
ſowie innerhalb jeder Klaſſe nach der laufen⸗ 
den Nummerfolge zu ordnen, und es muß auf 
der Nachweiſung, gleichviel, ob die Einreichung 
in Berlin ſelbſt oder von auswärts mit der 
Poſt erfolgt, die vom Einliefernden ausgefertigte 
und vollzogene Quittung über die neuen Zins⸗ 
und Erneuerungsſcheine gleich mitbefindlich fein. 

Die ſorgfältige und richtige Aufſtellung 
der Nachweiſung nebſt Empfangsbeſcheinigung 
wird zur Vermeidung von Welterungen dringend 
empfohlen; bei weſentlichen Mängeln werden 
die Erneuerungsſcheine ohne die neuen Zins⸗ 
ſcheine zurückgegeben. Formulare zu den Nach⸗ 
weiſungen werden von der Rentenbankkaſſe in 
Berlin ſowie von ſämtlichen Kreiskaſſen der 
Provinz auf Ersuchen unentgeltlich verabreicht. 

4. Werden die Erneuerungsſcheine im Lokale der 
Rentenbankkaſſe abgegeben (zu 2a), ſo erhält 
der Einliefernde entweder ſofort die neuen 
Zins⸗ und Erneuerungsſcheine oder eine Gegen⸗ 
beſcheinigung, worin ein beſtimmter Tag ange⸗ 
geben wird, an welchem die Empfangnahme 
der neuen Zins⸗ und Erneuerungsſcheine gegen 
Rückgabe der Gegenbeſcheinigung zu bewirken iſt. 

5. Werden die Erneuerungsſcheine mit der Poſt 
eingereicht Gu 2 b), fo erfolgt innerhalb 3 Wochen 
nach der Abſendung entweder die Zuſendung 
der neuen Zins- und Erneuerungeſcheine oder 
eine Benachrichtigung über die obwaltenden 
Hinderniſſe. Sollte weder das eine noch das 
andere geſchehen, ſo iſt davon gleich nach Ab⸗ 
lauf der 3 Wochen der unterzeichneten Renten⸗ 
bank⸗Direktion mittels eingeſchriebenen Briefes 
Anzeige zu erſtatten. 

Die Uebermittelung der neuen Zinsſcheine 
erfolgt unter Angabe des vollen Nennwertes, 
wenn nicht bei der Einreichung der Erneuerungs⸗ 
ſcheine beantragt wird, daß die Sendung unter 
Angabe eines geringeren Wertes oder unter der Be⸗ 
zeichnung „Einſchreiben!“ zur Poſt gegeben werde. 

6. Sind Erneuerungsſcheline abhanden gekommen, 
fo müſſen behufs Ausreichung der neuen Zins⸗ 
und Erneuerungsſcheine die Rentenbriefe ſelbſt 
der unterzeichneten Rentenbank⸗Direktion mit 
beſonderer Eingabe eingereicht werden, und es 
iſt in ſolchem Falle den Inhabern der Renten⸗ 
briefe anzuraten, die Einreichung vor dem 
20. Januar 1908 zu bewirken, damit nicht 
etwa vorher die Ausreichung der neuen Zins⸗ 
ſcheine an einen anderen gegen Vorlegung des 
Erneuerungsſcheines erfolgt. 

Berlin, den 9. November 1907. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
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Des Einreichers Namen und Stand 
Wohnort — — — 

le Poſtſtation des Wohnorts — — 

in den Städten: Wohnung — — 

Gegen Ablieferung der zu umſtehend ver⸗ 

zeichneten Rentenbriefen der Provinz Brandenburg 

gehörigen Erneuerungsſcheine der Zinsſchein⸗Relhe 2, 


nämlich zu 
„Stück Litt. F zu 3000 M. über .. M. Kap. 
N 50 * 8 70 1 75 1 TI I 
r 
" n I, 75 " "n ” * 
r 
zue Süd über Fe Kap. 


ir ð ͤ 
find die Zinsſcheine Reihe 3 Nr. 1—16 über die 
Zinſen vom 1. Januar 1908 bis 31. Dezember 1916 
nebſt Erneuerungsſcheinen von der Königlichen 
Direktion der Rentenbank für die Provinz Branden⸗ 
burg zu Berlin an den Unterzeichneten ausgereicht 
worden. 
— — — den — ten — — 190 — 


Nachweiſung 
über Stück Erneuerungsſcheine Reihe 2 zu 
Rentenbriefen der Provinz Brandenburg. 


— nn man urn ment rn — 


Der Hentenbriefe 


& Summe 

s ee Nr. Betrag für jede Kaſſe 
M. 

ee . ß > 


d 


8 
Dr 


2 M. 

1. F 10 3000 

2. F. 6416 3000 6000 

8. 415 1500 1500 

4. II 149 300 

5. H 1492 300 

6. II 1493 300 900 

da I 90 75 75 

8. K 9178 30 30 
Su. | 8505 


I 
Bekanntmachungen des Königlichen Ober: 
Bergamts zu Halle a. S. 

967. Beſtimmungen 
über die Bildung von Schiedsgerichten zur 
Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten. 


00 

II. Auf Grund des 9 186 a Abſ. 3 und des § 1861 

Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 in der Faſſung des Geſeßes vom 19. Juni 
1906 (Geſetzſamml. S. 199) wird vom 1. Januar 
1908 ab den nachſtehend aufgeführten Schieds⸗ 
gerichten für Arbeiterverſicherung nach Anhörung 
der Vorſtände der in Frage kommenden Knapp⸗ 
ſchaftsvereine und beſonderen Kaſſeneinrichtungen im 
Sinne des Invalldenverſicherungsgeſetzes, in Ange⸗ 


legenheiten der nachſtehend bezeichneten Knappſchafts⸗ 
vereine die ſchiedsgerichtliche Entſcheidung der 
Streitigkeiten übertragen, welche im § 186 Abſ. 2 
Nr. 2 a. a. O. näher angegeben ſind. 


fd! 
Nr. 


Bezeichnung Sitz Bezirk 


1. Schiedsgericht für] Hall,] Die von dem König⸗ 
Arbeiterverſiche- a. S. lichen Oberbergamt 
rung der Nord⸗ in Halle a. S. be⸗ 
deutſchen Knapp aufſichtigten Knapp⸗ 
ſchaftspenſionskaſſe ſchafts vereine. 
in Halle a. S. 
2. pp. 


Berlin, den 29. Oktober 1907. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
9234 


8 gez. Delbrück. 
Vorſtehendes wird hiermit zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht. — 

Halle a. S., den 11. November 1907. 

Königliches Oberbergamt. 

Nr. 18563. Scharf. 
968. 1. An Stelle des aus dem Staatsdienſte 
ausgeſchiedenen Wirklichen Geheimen Ober⸗Bergrats 
Verahauptmanns Dr. Fürſt it der Berghauptmann 
Scharf zu Halle (S.) als Vorſitzender in den ge⸗ 
mäß 8 194a des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 in der Faſſung des Geſetzes vom 
14. Juli 1905 (G. S. S. 307) bei dem König⸗ 
lichen Oberbergamte in Halle (S.) gebildeten Berg⸗ 
ausſchu' eingetreten. 2. Für den in Folge Ver⸗ 
ſetzung an das Ministerium für Handel und Gewerbe 
in Berlin aus dem Oberbergamtskolleatum ausge⸗ 
ſchiedenen Geheimen Bergrat Voelkel ift der 
Geheime Bergrat Bennhold zu Halle (S.) vom 
Herrn Miniſter für Handel und Gewerhe zum Mit⸗ 
aliede der Abteilung Brandenburg des bezeichneten 
Bergausſchuſſes ernannt und an Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Geheimen Bergrats Dr. Buſſe der Berg⸗ 
werksbeſitzer Jeſchke zu Nieder⸗Jehſer N.-2. zum 
ſtellbertretenden Mitaliede biefer Abteilung vom 
Provinzialausſchuß der Provinz Brandenburg ge⸗ 
wählt worden. 

Halle a. S., den 13. November 1907. 

Der Vorſitzende des Bergausſchuſſes. 

Nr. 17426. Scharf, Berghauptmann. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Poſen. 

969. Am 1. Dezember 1907 wird der zwiſchen 
den Stationen Guben und Merzwieſe an der Bahn⸗ 
ſtrecke Guben — Rothenburg a. Oder gelegene bis⸗ 
herige Haltepunkt Wallwitz bei Guben, welcher nur 
für die Abfertigung von Perſonen und Gepäck ein⸗ 
gerichtet war, in einen Bahnhof IV. Klaſſe umge⸗ 
wandelt und erhält die Befugnis zur Abfertigung 
von Stück⸗ und Wagenladungsgütern, Leichen und 
lebenden Tieren. 


F eur 
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Die Abfertigung von Tieren in mehrbödigen 
Wagen, von Fahrzeugen und ſchwerwiegenden Gegen⸗ 
ſtänden, zu deren Ver⸗ oder Entladung eine Kopf⸗ 
rampe erforderlich iſt, ſowie von Sprengſtoffen iſt 
ausgeſchloſſen. 

Mit dem Tage der Eröffnung wird der Bahn: 
hof Wallwitz in den Gruppentarif I, in die Wechſel⸗ 
tarife mit dieſer Gruppe, in den oberſchleſiſchen und 
niederſchleſiſchen Kohlentarif und in den Staats⸗ 
und Privatbahn⸗Tiertarif einbezogen. 

Ueber die Höhe der Tariffäge geben die be⸗ 
teiligten Dienſtſtellen Auskunft. 

Poſen, den 11. November 1907. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 
Perſonal⸗Maczrichten. 
969. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Okiober 1907. 
1. Richterliche Beamte. 

Ernannt iſt zum Kammergerichtsrat der Amts⸗ 
gerichtsrat Wentzel vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte. 
Verſetzt find: Der Amtsrichter Thiele vom Anits⸗ 
gericht Berlin⸗Mitte als Landrichter an das Land⸗ 
gericht 1 in Berlin, der Amtsrichter Richard 
Schrorter in Gleiwitz an das Amtsgericht Berlin⸗ 
Schöneberg, der Amtsgerichtsrat Freyhan vom 
Amtsgericht Verlin⸗Wedding als Landgerichtsrat 
und der Amtsrichter Arlt in Weißenſee bei Berlin 
als Landrichter an das Landgericht II in Berlin, 
die Amtsrichter Dr. Davidſon in Flensburg an das 
Amtegericht Verlin⸗Mitte und Klietmann in Liberoſe 
an das Amtsgericht in Ratenow. Geſtorben ſind: 
Der Landgerichtsdrrektor Hoffheinz vom Land: 
gericht II in Berlin, der Amtsgerichterat Hecht in 


Beeskow. 
II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt: Die 
Referendare Georg Herzog, Dr. Munk, Preſſel, 
Dr. Paul Abraham, Dr. Grünwald, Dietrich, 
Herbert Neumann, Dürrenf ld, Haack, Dr. 
Walter Hartmann, Dr Naſt⸗Kolb, Dr. Nudorff, 
Schleſier, Dr. Mar kwald, Dr. Ortlieb, Lach⸗ 
mann, Wilke, Pickhardt, Max Lehmann, 
Dr. Weyermann, Retzlaff, Diaager. Weile⸗ 
mann, Dr. Ewald Friedländer, Meißner, Dr. 
Franz Kempner, Henjel, Walter Ernit. _ 

Aus dem Juſtizdienſt find entlaffen die Gerichts: 
aſſeſſoren Wachter und Ninow. 

III. Staatsanwaltſchaft. 

Zu Amtsanwaltsſtellvertretern find ernannt: 
Leonhard v. Poſer in Groß Nädlitz für Weißenſee, 
der emeret. Volksſchullehrer Gentzel in Trebbin, der 
Apothekenbeſitzer Stief in Wend.⸗Buchholz, der 
Kaufmann Rieß in Berlinchen, der Reſerendar a. D. 
Roſe in Nixdorf. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

Dem Notar Juſtizrat Lueck in Wartenburg 

Ostpreußen) iſt der Amtsſitz in Dt.⸗Wilmersdorf 


angewieſen. In die Liſte der Rechtsanwälte ſind 
eingetragen: Die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Kurt 
Alexander, Dr. Karl Aſchheim, Dr. Ernſt 


Feder und Paul Schmidt bei dem Landgericht I 
in Berlin, Richard Salinger bei dem Landgericht III 
in Berlin mit dem Wohnſitz in Charlottenburg und 
bei dem Amtsgericht in Charlottenburg, Fritſch, 
bei dem Amtsgericht und dem Landgericht in Lands⸗ 
berg a. W., Dr. Siegfried Engel bei dem Amts⸗ 
gericht Berlin⸗Schöneberg, Buge bei dem Amts⸗ 
gericht in Zoſſen, der frühere Gerichtsaſſeſſor Dr. 
Arnold bei dem Landgericht III in Berlin mit 
dem Wohnſitz in Charlottenburg, die Rechtsanwälte 
Dr. Viklor Wrede aus Braunſchweig bei dem 
Landgericht 1 in Berlin, Dr. Wilhelm Schmitz 
aus Bromberg bei dem Amtsgericht und Landgericht 
in Potsdam, der frühere Rechtsanwalt Dr. Theodor 
Nindel bei dem Landgericht III in Berlin mit 
dem Wohnſitz in Charlottenburg, die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren Julius Meyer und Dr. Oſtberg bei 
dem Landgericht 1 in Berlin, Benſe bei dem 
Amtsgericht Alt⸗Landsberg, Stegmann bei dem 
Amtsgericht Zielenzig, der frühere Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Belkin bei dem Landgericht LI in Berlin, die 
Rechtsanwälte Juſtizrat Lueck aus Wartenberg 
(Oſtpr.) bei dem Amtsgericht Charlottenburg mit 
dem Wohnſitz in Dt.⸗Wilmersdorf, Harry Roſe 
und Zuckers vom Landgericht II in Berlin und 
Dr. Steinitz aus Breslau bei dem Landgericht I 
in Berlin. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: 
Die Rechtsanwälte Harry Roſe bei dem Land⸗ 
gericht II in Berlin und Dr. Mairowsky bei 
dem Landgericht I Berlin. i 

Geſtorven find: Die Rechtsanwälte und Notare 
Juſtizräre Eugen Jacobſon in Berlin und 
Heutſchel in Zielenzig, der Rechtsanwalt Max 
Cohn in Berlin. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt: Die Rechts⸗ 
kandidaten Pünder, Erich Schleſiuger, Theophil 
Jacoby, kan Schmidt, Sperber, Lyucke, 
Duo Hans Cohn, Konopackt, Iſaae, Schlinger, 
Halledt, Zedler, Erich Maas, Mertens, Georg 


Müller, Julius Segall. 


Aus dem Juſtizdienſt entlaſſen ſind die 
Referendare Meyer, Wös fing, Graf v. Brühl, 
Mannheimer, Rimelen. 

VI. Subalternbeamte. 
Ernannt ſind zu Gerichtsſchreibern die Aktuare 
Brenuecke in Fürſtenberg a. O., Körner bei 
dern Amtsgericht in Charlottenburg, Kiesling in 
Schwiebus. Zum Gerichtsſchreibergehilfen der ſtändige 
Bureauhilfsarbeiter Seune bei dem Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte. 

Zu Gerichtsvollziehern die Militäranwärter 
Guſtav Meyer in Reetz, Vier in Oderberg, 
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Martin in Barut, der Gerichtsdiener Richard 
Arndt in Treuenbrietzen. 

Verſetzt ſind: Die Amtsgerichtsſekretäre Möh⸗ 
ring in Müncheberg (Mark) nach Wittenberge, Mohr 
in Wittenberge nach Müncheberg (Mark), Fiſcher 
in Schwiebus und Koch in Fürſtenberg a. O. an 
das Amtsgericht Berlin⸗Mitte, Böhm in Belzig 
nach Rixdorf, Franz Graebke in Charlottenburg 
nach Belzig. 

Die Gerichtsvollzieher Köhler in Reetz nach 
Arnswalde, Kulpatzki in Spremberg nach Bernau, 
Keipin in Oderberg nach Spremberg. 

Geſtorben ſind der Amtsgerichtsſekretär Daecke 
vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte, der Kanz iſt Schaefer 
vom Landgericht IL in Berlin, der Gerichlsvollzieher 
Sommer in Freienwalde a. O. 


970. Den Königlichen Förſtern Drubba in 
Guſchau, Oberförſterei Chrifttanftant, Sröwer in 
Planheide, Oberförjterei Dammendorf, Kuliſch in 
Kir niz, Oberförsterei Carzig, WWeſſel in Lunkenſee, 
Oberſörſterei Lubialhfließ. Steig in Drahendorf, 
Oberjörjterei Neubrück, Hermersdörfer in Reh⸗ 
berg, Oberförſterei Maſſin, Schmidt in Meſſow, 
Oberförſterei Croſſen, Hoffmann in Eichberg, 
Oberforſterei Croſſen, Petermann in Plaatz, Ober⸗ 
förſterei Hangelsberg, Pahl in Neudamm, Ober; 
förfteret Zicher, Matz in Linzmühle, Ovberförſteret 
Neubrück, Ganſow in Bindow, Oberförſteret 
Croſſen, Grunzke in Löbenheide, Ooerförſterei 
Hohenwalde, Schuchardt in Breitebruch, Ober⸗ 
förſterei Clabow Oft, Arendt in Drewißer Theer⸗ 
ofen, Oberjörjierei Neumühl, Sloltz in Spreehorſt, 
Oberförnerei Neubrück, Spatz in Merzwieſe, Ober⸗ 
förſteret Braſchen, Clauſius in Rumpinſee, Over⸗ 
förnerei Lubialhfließ uno Weiß in Schadewitz, 
Oberſörſterei Dobrilugk it vom Herrn Miniſter für 


Landwirtſchaft, Domänen und Forſten der Charakter 
als Königlicher Hegemeiſter verliehen worden. 

971. Es find ernannt worden zu Amtsvor⸗ 
ſtehern: 1. der Rittergutsbefiger Ackermann zu 
Klinge für den Amtsbezirk 7 Gosda, Kreis Cottbus, 
2. der Rittergutspächter R. Wicher zu Carzig für 
den Amtsbezirk 36 Mahliſch, Kreis Lebus, 3. der 
Domänenpächter Kreusler zu Gr.⸗Gandern für den 
Amtsbezirk 8 Gr.⸗Gandern, Kreis Weſt⸗Sternberg, 
4. der Rutergutebeſitzer von Sydow zu Kalzig 
für den Amtsbezirk 3 Buckow, Kreis Züllichau, zu 
Amtsvorſteher⸗Stellvertretern: 1. der Ge⸗ 
meindevorſteher Hampel zu Klinge für den Amts⸗ 
bezirk 7 Gosda, Kreis Cottbus, 2. der Nitterguts⸗ 
beſizer vou Sydow zu Langheinersdorf für den 
Amtsbezirk 3 Buckow, Kreis Züllichau, 3. der 
Mühlenmeiſter Richard Seeger zu Dſchetzſchnow 
für den Amtsbezirk 1 Tzſchetzſchnow, Kreis Lebus, 
4. der gräflihe Oberförſier Böhm zu Neu⸗ 
Hardenberg für den Amtsbezirk 21 Neu⸗Harden⸗ 
berg, Kreis Lebus, 5. der gräfliche Förſter Trippen® 
zu Amt Lietzen für den Amtsbezirk 38 Lietzen, 
Kreis Lebus, 6. der Oberinſpektor Hermann Schädel 
zu Golßen für den Amtsbezirk 1 Golßen, Kreis 
Luckau, 7. der Gemeindevorſteher Schulze zu 
Nißmenau für den Amtsbezirk 34 Nißmenau, Kreis 
Sorau, 8. der Gemeindevorneher Urbenz zu Jeſſen 
für den Amtsbezirk 9 Roitz, Kreis Spremberg. 
972. Der Kandidat des höheren Schulamts 
Fruatz iſt vom 1. Oktober d. Js. ab als Overlehrer 
an dem Gymnaſium in Fürſtenwalde angeſtellt worden. 
973. Dem Fräulein Hildegard Schorſch in 
Hochzeit, Kreis Arnswalde, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

974. Der Archioiakonus Cordes in Luckau iſt zum 
Superintendenten der Didzeje Luckau ernannt worden. 


ur Beachtung. 
Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Bekanntmachungen ſind unter der Briefaufſchrift: 


„An die Schriftleitung des Regierungs-Amtsblatts zu Frankfurt a. O.“ 
einzuſenden. Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen⸗ ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben ſein und 
wenn fie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſteus Montag vormittag bei der 
Schriftleitung eingehen. Jeder für das Amtsblatt beſtimmten Bekanntmachung muß eine kurze Inhalts⸗ 
angabe vorangeſetzt werden. 

Bei Erledigung von Steckbriefen u. ſ. w. iſt uur der Zuname, Vorname des Ver⸗ 
folgten ſowie die Einrückungsuummer und das Jahr der Veröffentlichung anzugeben. 
Die Königlichen Gerichtsbehörden werden erſucht, in den Anträgen wegen Aufnahme von Be: 
kanntmachungen das Datum desjenigen Miuwochs genau anzugeben, au welchem die 
Eiurückung erfolgen ſoll; dies iſt beſonders bei ſolchen Bekanntmachungen notwendig, welche 
mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. Nicht eingegangene Amtsblaitſtücke werden nur 
daun koſteuftei nachgeliefert, wenn ihre Fehimelduug ſofort bei der zuſtändigen Poſt⸗ 
behörde erfolgt. Die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts. 
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